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Empörung über Justiz-Deal: 9/11-Planer
droht Strafe zu entkommen

Die US-Regierung erklärt eine Justiz-Einigung mit dem
9/11-Chefplaner, was scharfe Kritik von Politikern und

Opfern auslöst.

Am 11. September 2001 erlebten die Vereinigten Staaten einen
der verheerendsten Terroranschläge in ihrer Geschichte, bei
dem rund 3000 Menschen ums Leben kamen. Nun sorgt eine
Einigung zwischen der US-Regierung und dem mutmaßlichen
Kopf der Anschläge, Chalid Scheich Mohammed, für
Diskussionen und Empörung, die weit über die politischen
Grenzen hinausreichen.

Der Schatten des Terrorismus

Chalid Scheich Mohammed, der als Hauptarchitekt der
Anschläge gilt, sitzt seit vielen Jahren im militärischen
Gefangenenlager Guantánamo auf Kuba. Berichten zufolge wird
er durch die neueste Vereinbarung der Todesstrafe entgehen,
was Fragen zum Umgang mit Terrorverdächtigen aufwirft. Das
US-Verteidigungsministerium meldete, dass Mohammed und
zwei seiner Mitangeklagten eine Erklärung abgeben wollen, die
jedoch nicht näher spezifiziert wurde. Diese Entwicklung könnte
weitreichende Konsequenzen für den Umgang mit
Terroranschlägen und deren Planern haben.

Kritik und Unverständnis in der
Gesellschaft

Die Reaktion auf die Vereinbarung fiel furios aus. James Comer,



der Vorsitzende des Ausschusses für Aufsicht und
Rechenschaftspflicht im US-Repräsentantenhaus, äußerte in
einem eindringlichen Brief an Präsident Joe Biden schwere
Bedenken. Er forderte mehr Transparenz und hinterfragte die
Rolle der Regierung bei den Verhandlungen. Die Anklage könnte
zudem durch Vorwürfe der Folter gegen die USA beeinträchtigt
sein, was rechtsmedizinische Experten als problematisch
ansehen.

Die Stimmen der Betroffenen

Von den Anhängern und Angehörigen der Opfer kam eine klare
Botschaft: Der Deal sei inakzeptabel. Die Gewerkschaft der New
Yorker Feuerwehr sprach von einem Gefühl des
„Betrogenwerdens und Abscheus“. Auch andere Ersthelfer und
Familien von Opfern meldeten sich mit ähnlichen Klagen zu Wort
und drückten ihre Bestürzung über die versuchte Einigung aus.
Ihre Stimmen verdeutlichen, dass das Leiden der Betroffenen in
den Hintergrund geraten ist, während politische Deals im
Vordergrund stehen.

Politik in der Presse

Die politischen Reaktionen blieben nicht aus. Hochrangige
Republikaner, darunter Mike Johnson, der das
Repräsentantenhaus leitet, äußerten sich empört über die
vermeintlichen Zugeständnisse an die Terroristen. Johnson
betonte, dass die Regierung mit dieser Einigung ein Zeichen
setze, das die Entschlossenheit der USA, gegen Angriffe auf ihr
Land vorzugehen, in Frage stelle.

Die lange Schattenseite der Anklage

Die lange Geschichte der Gefangennahme und juristischen
Verfolgung von Chalid Scheich Mohammed spiegelt das
Dilemma wider, vor dem die US-Justiz in Bezug auf Terroristen
steht. Nach seiner Festnahme im Jahr 2003 wurde er über Jahre



hinweg von der CIA verhört, wobei ihm Folter unterstellt wird.
Der langwierige und oft geheimnisvolle Prozess vor einem
Militärtribunal für Terrorverdächtige hat bei vielen Amerikanern
zu einem tiefen Misstrauen gegenüber der Justiz für
Terrorverbrechen geführt.

Fazit: Ein Deal mit weitreichenden
Konsequenzen?

Diese jüngsten Entwicklungen werfen komplexe Fragen über den
Umgang mit dem Terrorismus auf und erinnern an die tiefen
Wunden, die die Anschläge vom 11. September hinterlassen
haben. Die Vorschläge und Reaktionen um die Einigung
zwischen der US-Regierung und Chalid Scheich Mohammed
verdeutlichen, dass der Umgang mit Terrorismus nach wie vor
eine der größten Herausforderungen für die Gesellschaft
darstellt. Die Empörung der Angehörigen der Opfer ist ein klarer
Indikator dafür, dass weiterführende Diskussionen und vor allem
das Bedürfnis nach Verständnis und Gerechtigkeit notwendig
bleiben.
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